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für die Mitglieder 
des Innenausschusses 

Sitzung des Innenausschusses am 15.05.2025 
Antrag der Fraktionen der AfD vom 02.05.2025 
„Bundesverband der AfD angeblich „gesichert rechtsextrem" - Wie wird 
der Landesverband in NRW eingestuft?" 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

zur Information der Mitglieder des Innenausschusses des Landtags über­

sende ich den schriftlichen Bericht zum TOP „Bundesverband der AfD 

angeblich „gesichert rechtsextrem" - Wie wird der Landesverband in 
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NRW eingestuft?". Dienstgebäude: 

Mit freundlichen Grüßen 
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Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

Schriftlicher Bericht 

des Ministers des Innern 

für die Sitzung des Innenausschusses am 15.05.2025 

zu dem Tagesordnungspunkt 

„Bundesverband der AfD angeblich „gesichert rechtsextrem" - Wie 

wird der Landesverband in NRW eingestuft?" 

Antrag der Fraktionen der AfD vom 02 .05.2025 

Die rechtlichen Voraussetzungen für eine öffentliche Bewertung des AfD 

Landesverbandes Nordrhein-Westfalen durch den nordrhein-westfäli­

schen Verfassungsschutz liegen nicht vor. 

Die nordrhein-westfälische Verfassungsschutzbehörde beobachtet die 

seit April 2025 formal aufgelöste „Junge Alternative Nordrhein-Westfalen" 

und den „Völkisch-nationalistischen Personenzusammenschluss inner­

halb der Alternative für Deutschland (AfD), ehemals ,Flügel"' als Ver­

dachtsfälle. 

Die Verfassungsschutzbehörden von Bund und Ländern unterrichten sich 

gemäß § 6 Abs. 1 Bundesverfassungsschutzgesetz (BVerfSchG) gegen­

seitig über die für ihre Aufgaben relevanten Informationen, so dass dem 

Bundesamt für Verfassungsschutz (BN) relevante Erkenntnislagen der 

nordrhein-westfälischen Verfassungsschutzbehörde jederzeit zur Verfü­

gung stehen. 

Das aktuelle Gutachten des BN zum Bundesverband der AfD liegt der 

Verfassungsschutzbehörde vor. Eine Zustimmung des BN zur Weiter­

gabe des Gutachtens, die gemäß§ 6 Abs. 1 S. 2 BVerfSchG erforderlich 

ist, besteht nicht. 
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